
Der Kritische Agrarbericht 2003

48

Die Chancen nutzen

Die EU-Osterweiterung zwischen Besitzstandswahrung
und zukunftsfähigen Reformen

von Andrzej Novakowski und Hannes Lorenzen

Die EU-Osterweiterung im Paket mit der Halbzeitbewertung der Gemeinsamen EU-
Agrarpolitik bietet die Chance auf eine ökologisch, sozial und wirtschaftlich nach-
haltig ausgerichtete EU-Landwirtschaft. Aber durch nationale Eigeninteressen der
jetzigen EU-Mitgliedsstaaten sowie das Verfolgen rein marktwirtschaftlich orien-
tierter Interessen könnte diese einmalige Chance verpasst werden. Zu diesem Er-
gebnis kommen die Autoren des folgenden Beitrages. Sie plädieren neben einer auf
Nachhaltigkeit beruhenden Neuausrichtung der EU-Agrarpolitik auch für eine Ent-
wicklung und Beteiligung an den Veränderungsprozessen in den Beitrittsländern von
unten nach oben, für die Förderung einer Kultur des „mündigen Bürgers“.

Die EU-Osterweiterung ist beschlossene Sache. Es
gibt keine Alternative zur größten Herausforde-
rung, der sich die Europäische Union (EU) je stel-
len musste. Die Integration der mittel- und osteu-
ropäischen Länder (MOEL) bringt nicht nur eine
Neuverteilung und Anpassung öffentlicher Gelder
mit sich, sie stellt auch die Solidarität der bisheri-
gen fünfzehn EU-Mitgliedsstaaten auf die Probe.
Doch der „Klub der Fünfzehn“ gibt sich gelassen;
nahezu so als bliebe immer noch genug Zeit für
Diskussionen über das Für und Wider einer Oster-
weiterung.

Für die Landwirtschaft und die Entwicklung
ländlicher Räume in den Kandidatenländern könnte
diese Gelassenheit negative Folgen haben. Schließ-
lich lebt dort auch heute noch ein großer Anteil der
Bevölkerung im ländlichen Raum. Viele Menschen
in diesen Ländern hatten erwartet, dass die EU die
ländlichen Wirtschaftsstrukturen dort erheblich
fördern und ihre Märkte für die Agrarprodukte der
Beitrittsländer öffnen würde. Stattdessen hat die
EU mit Hilfe von Exportsubventionen weiterhin die
Märkte im Osten erobert. Im Falle Polens führte
das zu hohen Einkommensverlusten seitens der
Bauern und zu einem ständig ansteigenden Wider-
stand gegen den Beitritt Polens in die EU, wodurch
rechts gerichtete, populistische Bewegungen an Ein-
fluss gewannen.

Das Dilemma der EU-Kommission bei den
Beitrittsverhandlungen ist einerseits die Notwen-
digkeit, innerhalb von kurzer Zeit die technischen
und administrativen Voraussetzungen zu schaffen,
um die alten kommunistischen Länder auf ein Sys-
tem vorzubereiten, das nicht weniger bürokratisch
ist, aber ein viel komplizierteres Haushalts- und 
Finanzsystem hat. Andererseits halten die Mit-
gliedsstaaten so lange an bestehenden Regelungen
fest wie sie können. Die meisten konservativen Re-
gierungen lehnen jegliche Reformen der EU-
Agrarpolitik vor dem Jahr 2006 ab, weil sie fürch-
ten, ihren Anteil an Direktzahlungen zu verlieren,
die die Landwirte als partiellen Ausgleich für die
Preissenkungen von 1999 bekommen. 

Mit seinen Reformvorschlägen im Rahmen der
Halbzeitbewertung der EU-Agrarpolitik versucht
Agrarkommissar Fischler, sich auch den Heraus-
forderungen aus der Erweiterung zu stellen. Dem-
nach sollen zwar nur 25 Prozent der Direktzahlun-
gen des regulären EU-Niveaus an landwirtschaft-
liche Betriebe in den neuen Mitgliedsstaaten ge-
hen, aber dafür werden die Mittel für die ländliche
Entwicklung deutlich aufgestockt. Das stößt vor 
allem bei den „Newcomern“ auf heftige Kritik. Die
Beitrittsländer, die ihrerseits strengstens auf die
Anpassung ihrer Gesetzgebungen an EU-Gemein-
schaftsrecht achten müssen, weisen mit Recht auf
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die Wettbewerbsverzerrung hin, die diese ungleiche
Verteilung öffentlicher Gelder mit sich bringt.

Der Vorschlag innerhalb der Halbzeitbewer-
tung, einen Teil der Direktzahlungen in Förderpro-
gramme zur ländlichen Entwicklung umzuwidmen
(was auch das Europäische Parlament unterstützt),
kommt zu einer Zeit großen Gerangels um öffent-
liche Mittel. Die Osterweiterung ist nur noch eine
Frage von Monaten; die WTO-Verpflichtungen und
ein neues Gefühl der Verantwortung gegenüber den
ärmsten Entwicklungsländern erfordern das Ende
von Protektionismus und Exportsubventionen. Der
alte Streit zwischen Nettozahlern und Nettoemp-
fängern in der EU ist neu entbrannt. Während die
Nettozahler wie Deutschland, Großbritannien, die
Niederlande und Schweden eher reform-orientiert
sind, halten die Nettoempfänger wie Frankreich,
Spanien und Irland am bestehenden, nicht nach-
haltigen System fest. 

Viele Mitgliedsstaaten können mit der EU-
Agrarpolitik in ihrer jetzigen Form gut leben und
haben keine Skrupel, sie den neuen Mitgliedern 
direkt anzubieten. Sie lehnen jede größere Reform
der Politik vor 2006 strikt ab. Auf der anderen 
Seite verlangen die Beitrittskandidaten die Gleich-
behandlung mit den jetzigen EU-Bauern, beson-
ders was Direktzahlungen angeht. Doch diese waren
eigentlich als Ausgleichszahlungen für Einkom-
menseinbußen infolge von Interventionspreis-
senkungen gedacht, und davon waren die neuen
Mitglieder nicht betroffen. Die Weichen für eine 
Wende sind gestellt. Aber durch nationale Eigen-
interessen der jetzigen Mitgliedsstaaten könnte
diese einmalige Chance, die Agrarpolitik der er-
weiterten EU ökologisch, sozial und wirtschaftlich
nachhaltig auszurichten, verpasst werden.

Die Chance wahrnehmen

Was bleibt also zu tun, um die Chance einer nach-
haltigen Reform der EU-Agrarpolitik nicht zu ver-
passen? Zunächst muss die EU-Verwaltung be-
greifen, dass die Zeit drängt und dass das Gemein-
schaftsrecht nur ein Ausgangspunkt für neue inte-
grierte Instrumente sein kann, die rechtzeitig
angegangen werden müssen. Interne Quellen der
Kommission bestätigen, dass weder die nationalen
noch die EU-Behörden ausreichend auf diese Auf-
gabe vorbereitet sind. 

Zweitens: Wenn die Europäische Union den
Bauern in den neuen Mitgliedsländern nur einen
Bruchteil der Direktzahlungen anbietet, muss sie
das durch andere Maßnahmen ausgleichen. Und

zwar so, dass sie den Bedürfnissen der Menschen
im ländlichen Raum gerecht werden und gleich-
zeitig den unterschiedlichen ländlichen Wirtschafts-
systemen eine Zukunftsperspektive bieten. Solche
Programme müssen besonders die gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Strukturen des ländlichen
Raums erhalten. Dort ist auch heute noch ein großer
Teil der Beschäftigten im Agrarsektor tätig. Wenn
die derzeitige EU-Agrarpolitik in diesen Regionen
greift, besteht die Gefahr, dass die große Mehrheit
der Menschen ihre Einkommensquellen verliert. 

Gleichzeitig müssen die Beitrittsländer willens
sein, den Weg zu einer neuen gemeinsamen Agrar-
politik zu bereiten, die weggeht von Marktinter-
vention hin zur Förderung ländlicher Entwicklung
und Stärkung regionaler Wirtschaftskreisläufe. Die
MOEL müssen ihre Vorstellungen und Ideen in die
Union einbringen. In allen diesen Ländern gibt es
zahlreiche Beispiele für erfolgreiche ländliche Ent-
wicklung, wo durch die Nutzung von regionaltypi-
schen Eigenarten Arbeitsplätze geschaffen werden
oder durch die Verknüpfung verschiedener Sekto-
ren wie Umwelt, Tourismus und nachhaltige Tech-
nologien die regionale Wertschöpfung gesteigert
werden kann. Diese Projekte sind hauptsächlich
durch Basisinitiativen ins Leben gerufen, aber von
den Regierungen häufig nicht wahrgenommen und
gefördert worden. 

Wertschätzung des Bestehenden

Im Zusammenhang mit der Halbzeitbewertung  hat
Agrarkommissar Fischler Verständnis für kleine
Strukturen gezeigt, indem er die Zahlung von
Grundprämien an Subsistenzlandwirte in den neu-
en Mitgliedsstaaten vorschlug. Dadurch wurde der
großen Bevölkerung in den ländlichen Gebieten
zum ersten Mal eine Daseinsberechtigung zuer-
kannt. Obwohl der Betrag (750 Euro pro Jahr) und
die Kriterien für diese Zahlungen (Vorlage eines
Wirtschaftsplans) bei weitem nicht ausreichen,
bringt dieser Vorschlag eine Realität zu Tage, die
die Regierungen der Beitrittsländer gerne verber-
gen.

Keine Frage: Investitionen in die ländliche In-
frastruktur wie Straßen, Kanalisation, Verarbei-
tungsindustrien und Vermarktungsstrukturen sind
notwendig, um die Beitrittsländer auf den ver-
schärften Wettbewerb im Binnenmarkt vorzuberei-
ten. Aber in die gewinnträchtigen Sektoren fließen
auch jetzt schon Gelder privater Investoren. Auch
Fragen wie Neuordnung von Landbesitz, Zugang
zu Krediten, Verbesserung der Nahrungsmittel-
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sicherheit, Tiergesundheit und Hygienebestim-
mungen können nur mit öffentlichen Mitteln ange-
gangen werden. Doch öffentliche Gelder sind am
besten dort angelegt, wo in regionale „Software“
investiert wird, wo Menschen in die Lage versetzt
werden, die Gemeinden und Regionen zu gestalten,
wo Menschen an Entscheidungsprozessen teilhaben
und selbst Verantwortung übernehmen können. 

In den Beitrittsländern ist man oft enttäuscht,
dass der neue „Vater Staat“ aus dem Westen nicht
besser funktioniert als der alte. Ein großer Teil des
neuen Verwaltungsapparates in Mittel- und Ost-
europa ist immer noch zentralistisch organisiert
und gefangen in alten Planungsideologien. Leider
sieht es in der EU-Verwaltung nicht viel anders aus,
die nämlich nichts zulassen will, was schwer zu
kontrollieren ist. Doch die erfolgreiche Integration
der MOEL erfordert neue Wege und unterschiedli-
che Methoden wie Ausbildung, Netzwerke, Aus-
tauschprogramme und Partnerschaften zwischen
Regierungsvertretern und Zivilgesellschaft, um den
bestehenden Strukturen besser gerecht zu werden.

SAPARD versus LEADER: 
zwischen Top-Down und Bottom-up

Das Programm zur Vorbereitung der Kandidaten-
länder auf den EU-Beitritt im Bereich Landwirt-
schaft und ländliche Entwicklung (SAPARD) hatte
hohe Erwartungen geweckt. In den meisten Län-
dern ist man aber mittlerweile enttäuscht. Das 1999
ins Leben gerufene Programm konnte erst ab dem
Jahr 2002 genutzt werden. Und bis der erste Cent
bei den Empfängern ankam, galt es so manche ad-
ministrative Hürde zu überwinden. Laut EU-Ad-
ministration ging es auch hauptsächlich darum, die
Verwaltungen der MOEL an die Zuschuss- und
Kontrollverfahren der EU zu gewöhnen. So wurde
denn auch in Slowenien mehr Geld in den Aufbau
der SAPARD-Verwaltung gesteckt, als jemals an
potentielle Empfänger verteilt werden wird. Aber
auch für die Kommission ist SAPARD eine Übung
im Umgang mit den Verwaltungen der neuen Län-
der. Nach Aussagen eines Mitarbeiters der Kom-
mission steht SAPARD auch eher für Investitionen
in große Strukturen als für ländliche Entwicklung.
Da nur Projekte gefördert werden, die vom Pro-
jektträger kofinanziert werden und Kleinbauern
wegen fehlender „Sicherheit“ gewöhnlich keinen
Zugang zu Krediten haben, gehen die SAPARD-
Gelder hauptsächlich an die, die sowieso finanzi-
ell abgesichert sind. Das muss sich in der Förder-
politik dringend ändern.

Es gibt aber weitere wichtige Themen im länd-
lichen Raum, die angepackt werden müssen: Spe-
zialwissen und Fertigkeiten zur Diversifizierung
der Produktion und Einkommenssteigerung in
landwirtschaftlichen Betrieben; neue Formen der
bisher von oben verordneten Kooperation, Selbst-
organisation; Bedarf an besseren Informationssys-
temen und Netzwerken sowie Verbesserung der
Konfliktmanagement-Fähigkeiten in Planungs-
und Entscheidungsprozessen. 

Das SAPARD-Programm geht auf solche Pro-
bleme nicht genügend oder gar nicht ein. Statt des
integrierten Ansatzes, der in den EU-Mitglieds-
staaten im Rahmen von LEADER+ verfolgt wird,
wo die Ideen von Basisinitiativen aufgegriffen und
gefördert werden (Bottom-up, d. h. Entwicklung
und Beteiligung von unten nach oben), verfolgt
SAPARD den Ansatz von oben nach unten zu pla-
nen (Top-down). Da LEADER den Beitrittsländern
nicht zur Verfügung steht, hat das EU-Parlament
das sog. „LEADER PLUS BEITRITT“-Programm
als ergänzende Maßnahme zu SAPARD vorge-
schlagen. Dadurch könnten die Beitrittsländer auf
die Nutzung des LEADER-Programms vorbereitet
werden. Der Agrarausschuss des EU-Parlaments
hat in den Jahren 2001 und 2002 zusätzliche Haus-
haltslinien beschlossen, um diese Maßnahmen ein-
zuführen. Die Kommission lehnte sie aber leider
mit der Begründung ab, dass eine ordentliche Ab-
wicklung zu viel Zeit und Personal in Anspruch
nehmen würde. 

PREPARE: Akteure im ländlichen Raum
finden zusammen 

Eine Studie der Universität Kassel, erstellt auf An-
regung des Ausschusses für Landwirtschaft und
ländliche Entwicklung des EU-Parlaments, emp-
fiehlt den Bottom-up-Ansatz stärker zu fördern
und die Menschen, die sich in der ländlichen Ent-
wicklung engagieren, durch Workshops zusammen
zu führen (1).

Aus diesem Grund wurde im Juni 1999 ein 
„Fahrender Workshop“ zum „Aufbau von Partner-
schaften im Vorfeld des Beitritts“ in Estland und
Schweden organisiert. Ziel war es, Partnerschaften
zwischen den Beteiligten an der ländlichen Ent-
wicklung aus den Beitrittsländern zu entwickeln
und den Erfahrungsaustausch zu fördern, um dann
mit den gewonnenen Erkenntnissen die Menschen
auf dem Land aktiv an der Entwicklungsplanung
und -durchführung beteiligen zu können. Dieser
Workshop, kofinanziert von öffentlichen Einrich-
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tungen und privaten Stiftungen, wurde durch eine
Gruppe von Nicht-Regierungs-Organisationen
(NRO) ins Leben gerufen, die das PREPARE-
Programm („Vor-Beitritts-Partnerschaften für das
ländliche Europa“) jetzt auch abwickeln. Zu den
Teilnehmern dieser Workshops (und der später fol-
genden in Ungarn, Rumänien, Litauen, Slowenien
und Finnland) zählten Regierungsbehörden und
NRO der zehn Beitrittsländer aus dem Bereich der
ländlichen Entwicklung.

Das Europäische Parlament hat einen Bericht
über die „Fahrenden Workshops“ herausgegeben
(2). Darin wird den Regierungen der Vor-Beitritts-
länder empfohlen, Partnerschaften mit der Bevöl-
kerung, den NRO und anderen Akteuren ihrer Pro-
gramme zur ländlichen Entwicklung einzugehen
und diese Programme so zu gestalten, dass sie die
Zivilgesellschaft stärken.

Das erste offizielle Programm dieser Art wurde
im September 2001 in Slowenien unter Mitwir-
kung des Landwirtschaftsministeriums gestartet.
In den ersten zwei Jahren werden fünfzig Prozent
der Kosten von der Regierung getragen. Die ande-
re Hälfte wird durch andere Träger erbracht oder
von den teilnehmenden Organisationen, Einzel-
personen und Fachleuten selbst getragen. 

Das wachsende PREPARE-Netzwerk zeigt,
dass es trotz geringer Erfahrungen seitens der NRO
und häufig starker Opposition der Regierungen im-
mer wieder einzelne Regierungsvertreter und NRO
gibt, die sich für einen basisorientierten Ansatz der
ländlichen Entwicklung engagieren. Einige Regie-
rungen wie die von Slowenien, Estland, Lettland,
Tschechien und Ungarn haben diese Ideen längst in
ihre Vorhaben zur ländlichen Entwicklung inte-
griert, andere halten noch sicheren Abstand.

Ost-Erweiterung bringt mehr biologische
Vielfalt, wenn...

Die natürlichen und semi-natürlichen Lebensräu-
me der MOEL werden die biologische Vielfalt der
EU bereichern. Führt man sich die Bedeutung ex-
tensiver Bewirtschaftungssysteme für die Erhal-
tung semi-natürlicher Lebensräume vor Augen,
wird klar, wie wichtig es für das europäische Natur-
erbe ist, dass in den MOEL nicht die gleiche In-
tensivierung der Landwirtschaft stattfindet wie in
den derzeitigen EU-Mitgliedsstaaten. Wichtige
Ökosystem-Funktionen dieser Lebensräume wie
die Erhaltung sauberer Luft, die Klärfunktion des
Wassers, Bindung von Sedimenten und die Regu-
lierung der Strömung müssen erhalten bleiben. Das

Fehlen natürlicher oder semi-natürlicher Puffer-
zonen und Umweltzerstörung verursachen bei wei-
tem mehr Kosten bei Überschwemmungen und
Dürre als die vorsorgliche Förderung umweltver-
träglicher Bewirtschaftungssysteme. Es besteht die
Gefahr, dass sich die Beitrittsverhandlungen zu
sehr auf rein wirtschaftliche Aspekte konzentrieren
und die ländliche Entwicklung sowie Agrarum-
welt-Maßnahmen zu kurz kommen. 

Der horizontale Ansatz, Umweltbelange in alle
Politikbereiche zu integrieren, wie es der Vertrag
von Amsterdam vorsieht, scheint beim Erweite-
rungsprozess nicht zu funktionieren. Laut WWF
Europa sind auch andere wichtige EU-Gesetzge-
bungen wie die Richtlinie zur Wasserpolitik, die
Richtlinien zum Vogelschutz und zur Erhaltung
natürlicher Lebensräume (Habitat-Richtlinie) nicht
ausreichend auf die Agrarförderung abgestimmt
(3). Daher könnte es passieren, dass das Prinzip der
Nachhaltigkeit gar nicht oder erst viel zu spät Ein-
gang in den Erweiterungsprozess finden wird. Das
polnische Ministerium für Landwirtschaft und
ländliche Entwicklung hat zum Beispiel vor einiger
Zeit Schritte unternommen, Gelder aus SAPARD-
Agrarumweltmaßnahmen in Projekte zur Intensi-
vierung der Landwirtschaft umzuwidmen. Doch
kurzfristige, rein markt-orientierte Maßnahmen bei
Vernachlässigung von Umweltfragen können lang-
fristig teuer werden, besonders wenn die oben 
genannten Ökosystem-Funktionen aufgrund von
Agro-Umweltverschmutzung und Umweltzerstö-
rung versagen. 

Die Umweltbelastung reduzieren – 
sorgsames Management praktizieren

Welche Auswirkungen hat eigentlich die Förde-
rung von Landwirtschaft? Durch fehlende Subven-
tionen und niedrige Einkommen in der Landwirt-
schaft in den früheren MOEL waren viele Böden
frei von Pestizidrückständen und Fließgewässer
nicht eutrophiert, wie es in der bisherigen EU als
Folge der intensiven Landwirtschaft der Fall ist.
Wenn die Landwirte in den MOEL bald mehr Geld
zur Verfügung haben, werden sie nicht nur in Ma-
schinen investieren, sondern höchstwahrscheinlich
auch mehr Pestizide und Düngemittel einsetzen,
um ihre Erträge zu steigern. In der alten EU hat die
Mechanisierung der Landwirtschaft zum Abbau
von Arbeitsplätzen im ländlichen Raum geführt
und hatte schwerwiegende Auswirkungen auf das
Sozialgefüge und die Umwelt, da die größeren Ma-
schinen auch größere Schläge erforderten. Durch
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die Rodung von kleinen Wäldchen und Hecken
oder die Trockenlegung von Feuchtwiesen ist die
Pflanzenvielfalt stark zurückgegangen. Die jüngsten
Überschwemmungen in Mitteleuropa zeigen, wie
wichtig Flächennutzungsplanung ist. Dort können
Pufferzonen wie zum Beispiel Feuchtgebiete, die
wichtig zur Verminderung der Auswirkungen sol-
cher Katastrophen sind, eingeplant werden.

Wenn die Bauern im Osten EU-Garantiepreise
und in irgendeiner Weise auch Direktzahlungen be-
kommen, dann werden sie damit zur neuen Ziel-
gruppe für die europaweit operierenden Agrarmul-
tis, die auch im Westen von der Subventionierung
der Landwirtschaft profitiert haben. Da ein Über-
leben am Markt ein hohes Maß an Abhängigkeit
der Bauern voraussetzt, werden alte Sorten und 
regional angepasste Landrassen von neuem, mo-
dernem Saatgut und Sorten verdrängt, die nur mit
Hilfe von Düngemitteln und Pestiziden ihr volles
Potential entfalten können. Dieser Verlust an tieri-
scher und pflanzlicher Vielfalt, wie er zuerst bei
der Grünen Revolution und später bei der Indus-
trialisierung und Intensivierung der Landwirtschaft
auftrat, bedeutet auch einen erheblichen Verlust an
genetischem Erbe. Diese Gene könnten aber der
Schlüssel zu neuen Sorten sein, die dem zu erwar-
tenden extremen und wechselhaften Klima stand-
halten oder resistent gegen Schädlinge bzw. Um-
weltverschmutzung sind.

Es gibt sie, die Alternative zum eingeschlagenen
Weg der industrialisierten Intensiv-Landwirtschaft.
Der Fehler der alten EU, eine Logik der Markt-
Beherrschung zu verfolgen, die erhebliche Aus-
wirkungen auf Umwelt und Gesellschaft hat, kann
vermieden werden: Regionalisierung statt Globa-
lisierung – die Schaffung eines effektiven und gut
integrierten Netzwerkes lokaler und regionaler Ini-
tiativen im Sinne der nachhaltigen ländlichen Ent-
wicklung. 

Gute Voraussetzungen für nachhaltige
ländliche Entwicklung

Die gesellschaftliche und ökologische Struktur in
Osteuropa bietet sehr gute Voraussetzungen für ei-
ne nachhaltige ländliche Entwicklung. In der alten
EU müsste nicht nur in die Behebung bestehender
Schäden, die durch jahrzehntelange intensive
Landwirtschaft entstanden sind, investiert werden,
sondern zusätzlich in eine Trendwende, um in Zu-
kunft Fehler zu vermeiden. Dahingegen stellen die
Felder, Dörfer, Moore und Wälder des Ostens einen
hervorragenden Ausgangspunkt für nachhaltige

Entwicklung dar. Im Gegensatz zum ländlichen
Raum in Westeuropa, wo viele Menschen, beson-
ders junge, abwandern, gibt es in den meisten länd-
lichen Gebieten der MOEL noch eine gesunde Be-
völkerungsstruktur. Das ist ein guter Ausgangs-
punkt für nachhaltige ländliche Entwicklung. 

Die geringen Pestizidrückstände sowie die Er-
fahrungen mit extensiven Bewirtschaftungssyste-
men bieten die besten Voraussetzungen für den
ökologischen Landbau. Wenn die Bauern ihre Pro-
dukte vermarkten könnten, wäre ihnen dank des
Preisbonus für Bioprodukte in der alten EU der
Markt sicher. Wahrscheinlich könnten sie sogar zu
einem niedrigeren Preis produzieren und so den
Absatz von Bioprodukten auf dem EU-Markt er-
höhen. Doch unzählige Hürden wie Hygienevor-
schriften, Zertifizierung und hoher Verwaltungs-
aufwand halten sie von solchen Vorhaben ab. Hin-
zu kommt, dass nur zwei Prozent der Höfe genos-
senschaftlich organisiert sind (GUS Statistisches
Jahrbuch der polnischen Republik 2001, Warschau
2002), ökologisch arbeitende Genossenschaften
sind noch seltener. Nur wenige Landwirte sind ge-
willt, sich zu Genossenschaften zusammenzu-
schließen. Die Erinnerung an die Zwangskollekti-
vierung in der Landwirtschaft ist vielen Bauern
noch zu sehr im Gedächtnis.

Fehlen der europäischen Integration die
Mittel?

Die Landwirtschaft gilt wegen der hohen Ausga-
ben als Haupt-Stolperstein für die Osterweiterung.
Im März 1999 beschloss der Agrarministerrat, den
Agrarhaushalt bis 2006 einzufrieren (Berliner Be-
schlüsse). Das hat den neuen Mitgliedsstaaten in
Sachen Garantiepreisregelung und Direktzahlun-
gen einen Riegel vorgeschoben.

Trotz der enorm großen Aufgabe der Osterwei-
terung werden noch nicht einmal die 1,27 Prozent
des Bruttosozialproduktes verbraucht, die für euro-
päische Programme und Maßnahmen vorgesehen
sind. Kaum zu glauben: Jedes Jahr werden mehr als
20 Milliarden Euro – der Großteil davon sind nicht
ausgegebene Gelder der Strukturfonds und der Ga-
rantiefonds für Landwirtschaft – von den Netto-
zahlern wieder zurückgenommen und zur Sanie-
rung nationaler Haushalte verwendet. EUROPA:
das Sparschwein der Nettozahler!?

Warum nutzt die EU nicht einmal die verfüg-
baren Gelder? Im Falle der Strukturfonds liegt es
daran, dass die Mitgliedsstaaten die ihnen zur Ver-
fügung stehenden Mittel nicht in Anspruch nehmen
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können, da ihre Programme nicht oder nicht in
vollem Umfang den EU-Anforderungen entspre-
chen. Im Falle der Garantiefonds für Landwirt-
schaft konnte aufgrund des günstigen Euro/US-
Dollar-Verhältnisses viel Geld, das für die Markt-
intervention der ersten Säule geplant war, nicht
ausgegeben werden, kann aber andererseits auch
nicht zur zweiten Säule zur Förderung der ländli-
chen Entwicklung transferiert werden. Das so ge-
nannte Inter-Institutionelle Abkommen zwischen
Europarat, Kommission und Parlament lässt keinen
Mitteltransfer von einem Haushaltstopf zu einem
anderen zu, ohne das gesamte Abkommen neu zu
verhandeln. Außerdem, so die Kommission, hätten
die MOEL noch nicht das Recht auf volle EU-Zu-
wendungen. Gleichzeitig sollen sie aber die Regeln
der EU-Gesetzgebung und Verwaltung öffentlicher
Gelder einhalten.

Schlussfolgerung

Die fünfte Erweiterung der EU bringt die Notwen-
digkeit grundlegender Reformen der Agrarpolitik
mit sich. Da eine Neuverteilung der Agrar-Haus-
haltsmittel zwischen den alten Mitgliedsstaaten
und den Beitrittsländern die Voraussetzung für eine
Einigung ist, bieten die Reformvorschläge der
Halbzeitbewertung einen weiteren Schritt weg von
der Marktintervention und hin zur integrierten
ländlichen Entwicklung.

Eine Kleinerzeuger-Regelung und die Um-
wandlung der Interventionspreise in zum Teil pro-
duktionsgebundene Flächen- beziehungsweise Di-
rektzahlungen stellen eine Verbesserung des Sub-
ventionssystems dar. Trotzdem muss sowohl eine
Obergrenze als auch die Modulation für Direkt-
zahlungen unter Berücksichtigung des Arbeits-
kräfte-Ansatzes und umweltschonender Bewirt-
schaftung eingeführt werden. 

Auch die höhere EU-Kofinanzierungsrate von
80 Prozent für die Beitrittsländer ist im Ansatz eine
gute Idee. Es besteht aber die Gefahr, dass durch
die lange Übergangsphase von zehn Jahren die
Vorteile der subventionierten Agrarindustrien in
den Mitgliedsstaaten bestehen bleiben.

Die EU könnte ihren neuen Mitgliedsstaaten
nicht nur Fehlentwicklungen und persönliches
Leid, sondern auch die wirtschaftlichen, gesell-
schaftlichen und ökologischen Kosten einer kurz-
lebigen Agrarpolitik ersparen, wenn sie sie nicht
zwingen würde, die gleichen Fehler zu begehen
wie die EU in der Vergangenheit. Das wird nicht
einfach, und die Zeit drängt. Und doch ist es mög-

lich. Auf dem Spiel stehen das finanzielle Wohl der
Union, der sozio-kulturelle Zusammenhalt der
neuen Mitgliedsstaaten, das ökologische Erbe Eu-
ropas und die Ernährungssicherung. Darum bleibt
den Akteuren nichts anderes übrig als gemeinsam
einen Zukunftsplan zu entwerfen, der langfristig
Bestand haben kann.

Ein ganz wichtiger Faktor dabei ist eine besse-
re Kommunikation. Umwelt- und Gesellschaftsbe-
lange dürfen nicht außen vor bleiben, nur weil die
Zeit drängt. Ein rein marktorientierter Ansatz, ob
von der Europäischen Kommission oder von den
Regierungen der neuen Mitgliedsstaaten, kann
langfristig nicht funktionieren. Wir brauchen eine
wirksame und lösungsorientierte Zusammenarbeit
aller am Erweiterungsprozess beteiligten Regie-
rungen, Institutionen und Behörden, um Umwelt-
und Gesellschaftsbelange zu integrieren. 

Aber auch der Bevölkerung kommt eine wich-
tige Rolle zu. Um den Weg für eine nachhaltige
ländliche Entwicklung zu ebnen und die Kultur des
„mündigen Bürgers“ zu fördern, der kritisch die
Vorgänge und Entscheidungen der Behörden ver-
folgt, müssen Basisinitiativen gefördert werden.
Denn die Bürger haben ein Recht auf gesunde und
sichere Ernährung, eine intakte Umwelt und eine
lebenswerte Zukunft für sich und ihre Kinder. 
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